
reits im Zusammenhang mit dem Urteil zu 
treffen und als Grundlage der Kontrolle 
aktenkundig zu machen.

Das Gericht hat also mit der Entscheidung 
über die Verurteilung auf Bewährung auch 
festzulegen, welche Maßnahmen zur Ver­
wirklichung dieser Strafe notwendig sind. 
Hält es Maßnahmen zur Kontrolle der Ver­
urteilung auf Bewährung nicht für erfor­
derlich, hat es die Gründe dafür in den 
Akten zu vermerken.

Zur Kontrolle der Bewährung und Er­
ziehung des Verurteilten ist das Gericht ins­
besondere dann verpflichtet, wenn diesem 
gemäß § 33 Abs. 3 und 4 StGB bestimmte 
Verpflichtungen auferlegt wurden (§ 342 
Äbs. 1). Diese zwingende Vorschrift bedeu­
tet, daß das Gericht die Durchsetzung der­
jenigen Verpflichtungen, für deren Ver­
wirklichung es gemäß § 339 Abs. 1 Ziff. 1 
zuständig ist, unmittelbar zu kontrollieren 

' hat. Über die Realisierung der Auflagen, 
die durch andere staatliche Organe zu ver­
wirklichen sind (§ 339 Abs. 1 Ziff. 2 und 3), 
hat es sich von diesen Organen informieren 
zu lassen (§12 Abs. 2 der 1. DB/StPO).

Wurden dem Verurteilten keine beson­
deren Verpflichtungen auferlegt, hat das 
Gericht über die Notwendigkeit der Kon­
trolle auf der Grundlage der vom Gesetz ge­
gebenen allgemeinen Orientierung zu ent­
scheiden (§ 342 Abs. 1). Diese Entscheidung 
hat die Straftat und die Persönlichkeit des 
Täters zu berücksichtigen.

Bei Straftaten, die eine zielgerichtete ge­
sellschaftlich-erzieherische Einwirkung auf 
den Verurteilten innerhalb der Bewäh­
rungszeit erfordern (z. B. bei einer Ver­
urteilung wegen Verletzung der Erzie­
hungspflichten gemäß § 142 Abs. 1 Ziff. 1 
StGB), ist eine Kontrolle auch dann erfor­
derlich, wenn mit der Verurteilung auf Be­
währung keine weiteren Verpflichtungen 
ausgesprochen wurden. Das gleiche gilt, 
wenn der Verurteilte in der Vergangenheit 
erhebliche Disziplinschwierigkeiten berei­
tet hat und vorauszusehen ist, daß dieses 
Verhalten auch in der Bewährungszeit 
auftreten kann (z. B. bei schwer erziehba­
ren Jugendlichen).

Zugleich mit der Entscheidung über die 
Notwendigkeit der gerichtlichen Kontrolle 
ist zu prüfen und festzulegen, mit welchem 
Ziel, in welchem Ümfang und mit welchen

Mitteln und Methoden sie auszuüben ist. 
Sie richten sich nach der Art und dem In­
halt der Verpflichtungen, die der Verur­
teilte während der Bewährungszeit zu er­
füllen hat.

Wurde der Verurteilte zur Bewährung am 
Arbeitsplatz verpflichtet, muß sich das Ge­
richt z. B. durch den zuständigen Leiter 

' darüber informieren lassen, wie sich die 
Einstellung des Verurteilten zur Arbeit 
und zu seinen anderen Pflichten (§ 34 
Abs. 1 StGB) entwickelt. Bei einer Verur­
teilung zur Wiedergutmachung des Scha­
dens oder zur Verwendung der Einkünfte 
für materielle Verpflichtungen (§ 33 Abs. 3 
und 4 Ziff. 2 StGB) kann das Gericht z. B. 
von dem Verurteilten die Vorlage von 
Zahlungsnachweisen fordern oder von dem 

1 Geschädigten, dem Betrieb oder dem Ar­
beitskollektiv Informationen über die Er­
füllung der Verpflichtungen einholen (§ 13 
der 1. DB/StPO).

Das Gericht muß auch festlegen, in wel­
chen zeitlichen Abständen die Kontrolle er­
folgen und wer sie ausüben soll.

Die Zeitpunkte der Kontrolle werden maß­
geblich von den Anforderungen- an den 
Verurteilten zur Erfüllung seiner Ver­
pflichtungen und den dabei erzielten Er­
gebnissen bestimmt. Unter diesen Gesichts­
punkten sind auch die Termine für Zwi­
scheneinschätzungen über das Verhalten 
des Verurteilten festzulegen. Dabei ist es 
grundsätzlich nicht zweckmäßig, die Zeit­
punkte der Kontrolle bereits am Beginn 
der Bewährungszeit für deren gesamte 
Dauer zu bestimmen, weil die Erfüllung 
der Verpflichtungen des Verurteilten 
schrittweise und nicht immer kontinuier­
lich vor sich geht, so daß sich der Verlauf 
des Bewährungs- und Erziehungsprozesses 
und folglich auch die von ihm abhängigen 
Kontrolltermine in der Regel nicht vorher­
sehen lassen.

Die gerichtliche Kontrolle ist differen­
ziert zu gestalten entsprechend den unter­
schiedlichen Erfordernissen und den Beson­
derheiten der Erziehung und Bewährung 
des Verurteilten, die sich aus seiner Straftat 
'und seinem gesamten bisherigen Leben, 
seiner Persönlichkeit und den im Urteil ge­
troffenen Festlegungen, insbesondere den 
dem Verurteilten auferlegten Verpflichtun­
gen, ergeben. Von Bedeutung für den Er­
folg des Bewährungs- und Erziehungspro-
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